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Luxus-Chalets und Hotels an bester Lage: Die Baustelle in Aminona-sur-Sierre. Foto: Louis Dasselborne

Sylvain Besson

Noch sieht es aus wie ein riesi-
ges Bergbaugebiet. Doch hier,
in der Siedlung Aminona-sur-
Sierre, soll hoch am Hang eine
Ferienresidenz der Superlative
entstehen. Das Megaprojekt
«Aminona Resort» will diesen
Frühling einen entscheidenden
Schritt machen: Nach mehreren
Fehlstarts soll nun das Funda-
ment gelegt werden für den
Komplex direkt beim Walliser
Skigebiet von Crans-Montana.
Geplant sind mehrere Hotels,
Dutzende Luxus-Chalets und
auch ein neuer Skilift.

Gemäss Nicolas Féraud, Ge
meindepräsident von Crans-
Montana, sollen die Bauarbeiten
in einigenWochennachverschie-
denenEinsprachenundVerzöge-
rungen wieder aufgenommen
werden.«WirwerdenkeinenBau-
stopp tolerieren», sagt er.

Doch es gibt ein Problem,
wie Recherchen zeigen:Amerika
nische Sanktionen, ausgelöst
durch den Krieg in der Ukraine,
könnten das Projekt der russi-
schen Eigentümer gefährden.

Konkret müsste die Familie
Kogan, der die Firma Aminona
LuxuryResort andVillage (ALRV)
gehört, rund 500Millionen Fran-
ken für die Fertigstellung des
Komplexes auftreiben. Laut Di-
rektorin Anna Pozdnyakova will
man einen Grossteil dieser Sum-
me bei Banken aufnehmen.Doch
einige Finanzinstitute, räumt sie
selber ein, könnten «aufgrund
der politischen Lage» zurückhal-
tend sein.

Denn derAngriff auf die Ukraine
im Jahr 2022 hat die Bereitschaft
der Schweizer Banken, mit rus-
sischen Kunden Geschäfte zu
machen, generell gedämpft. Und
die Kogans sind nicht irgendeine
Familie.

Die Familienbank
steht auf der Sanktionsliste
Ihr Patriarch, Wladimir Kogan,
machte schon in denNeunziger-
jahren in St. Petersburg ein
Vermögen im Schatten vonWla-
dimir Putin – ursprünglich im
Warenhandel, dann im Banken-
wesen. 2008 trat er in die russi-
sche Regierung ein.

Nach seinem plötzlichen Tod
im Jahr 2019 übernahm Sohn
EvgenydieFührungdesFamilien
imperiums. Das Herzstück: die
BankUralsib, eines der 30 gröss-
ten Finanzinstitute in Russland.

Genau diese Uralsib ist mitt-
lerweile sanktioniert.Am 24. Fe-
bruar 2023 setzten sie die USA
und Grossbritannien zusammen
mit anderen russischen Banken
auf die Liste. Ihre Vermögens-
werte sind in diesen Ländern
eingefroren, und es ist verboten,
mit den Instituten Geschäfte zu
machen.Das soll dazu beitragen,
Russland zu isolieren, undMos-
kau bei der Finanzierung des
Krieges beeinträchtigen. Ferner
hat die Ukraine Evgeny Kogan,
den Bauherren in Crans-Monta-
na, direktmit Sanktionen belegt.

Nicolas Féraud waren die
Sanktionen nicht bekannt. Der
Gemeindepräsident von Crans-
Montana betont, dass die Familie
Koganweder in der Schweiz noch

in derEuropäischenUnion sank-
tioniert sei: «Die Firmen, die die-
ses Projekt finanzieren, sind in
der Schweiz, und soweitman das
beurteilen kann, ist auch das
Geld in der Schweiz.»

Auch lautAnna Pozdnyakova,
Direktorin derALRV, «kommt die
Finanzierung vom Investor und
von Schweizer Banken». Die
Sanktionen gegenUralsib hätten
«keine Auswirkungen auf das
Aminona-Projekt».

Rechtlich gesehen ist das kor-
rekt. Eine Zusammenarbeit mit
Russen, die nicht auf den west-
lichen Sanktionslisten stehen,
istweiterhinmöglich.Allerdings
sollten die Banken die Herkunft
ihrer Gelder überprüfen, um
sicherzustellen, dass sie nicht
von einer sanktionierten Quelle
stammen. So zumindest sieht es
die gängige Compliance vor.

Im konkreten Fall bedeutet das:
Jede Schweizer Bank, die am
Aminona-Projekt beteiligt ist,
müsste überprüfen, ob das in-
vestierte Geld der Familie Kogan
nicht aus der Uralsib stammt –
insbesondere, wenn in US-Dol-
lars bezahlt wird. Denn die Ver-
wendung dieser Währung be-
deutet, dass eine sogenannte
Korrespondenzbank in den USA
eingeschaltetwerdenmuss. Und
genau das erhöht das Risiko, auf
den Radar der amerikanischen
Sanktionsjäger zu geraten.

«Wenn das passiert,
sitzen Sie fest»
Nur zeigen Dokumente aus
dem internationalen Datenleck
«Cyprus Confidential», dass der
Grossteil derGelder, die derTrust
der Kogans für ihrWalliser Pro-
jekt bereitgestellt hat, aus US-

Dollars bestand. Woher genau
das Geld stammt? Das ist für eine
Schweizer Bank nur schwer
nachvollziehbar. Zudem ist die
Rückverfolgung teuer.

Die Tatsache, dass die Fami-
lie Kogan eines Tages selbst von
westlichen Sanktionen betrof-
fen sein könnte, erhöht das Ri-
siko des Projekts weiter. «Ein
solcherEntscheid kann an einem
Freitag um 17 Uhr fallen. Und
wenn das passiert, sitzen Sie
fest», erklärt ein Spezialist für
Banken-Compliance, der nicht
namentlich genanntwerdenwill.
Seiner Meinung nach werden
wohl nur wenige Institute die-
ses Risiko eingehen und den
Kogans Hunderte vonMillionen
leihen wollen.

Der ZürcherAnwalt Dimitrios
Karathanassis, spezialisiert auf
Sanktionen, kommt zu einem
ähnlichen Schluss. Es sei recht-
lich weiterhin möglich, mit den
Kogans zu arbeiten. «Aberwenn
es Sanktionen gegen eine Bank
gibt, die dieser Familie gehört,
werden Sie automatisch aufhö-
ren, mit diesen Leuten Geschäf-
te zu machen. Um das Risiko zu
minimieren.»

In Russland zahlt die Bank
Uralsib jedes Jahr eine Dividen-
de an dieMehrheitseigentümer–
die Kogans. «Man kann den Fluss
dieses Geldes nicht kontrollie-
ren», sagt Karathanassis. Des-
halb würden wohl viele vermei-
den, mit der Familie Geschäfte
zu machen, auch wenn sie nicht
direkt vom Westen sanktioniert
sind. «Denn es ist unmöglich, die
Trennung der Geldströme zu

gewährleisten.» DerAnwalt ver-
weist darauf, dass jedes Schwei-
zer Unternehmen beim Staats-
sekretariat für Wirtschaft
anfragen kann, ob es die Erlaub-
nis hat,mit Personen zu handeln,
die von einem ausländischen
Staat sanktioniert wurden. Aber
selbst mit dieser Genehmigung
verweigerten viele Banken eine
Zusammenarbeit. «Das Geschäft
mit reichen Russen in der
Schweiz hat sich durch den Krieg
in der Ukraine stark verändert»,
sagt Karathanassis.

Viele der Kogans haben jetzt
einen zypriotischen Pass
Die Kogans versuchen nun, das
Risiko, das auf ihrem Megapro-
jekt imWallis lastet, zuminimie-
ren. So haben mehrere Mitglie-
der der russischen Familie die
zypriotische Staatsbürgerschaft
übernommen, wie Dokumente
belegen. Siemachten bisher auch
keinerlei öffentliche Aussagen
zum Krieg in der Ukraine. Und
Evgeny Kogan verliess nach den
US-Sanktionen gegen seine Bank
denALRV-Vorstand. Sein jünge-
rer Bruder hat ihn ersetzt.

Ob das reicht, um das Walli-
ser Luxusprojekt zu realisieren?
Nicolas Féraud jedenfalls bleibt
zuversichtlich. «Alle Signale
stehen auf Grün», sagt der Ge-
meindepräsident von Crans-
Montana. Nachdem die Inbe-
triebnahme des ersten Teils des
Komplexes zunächst für 2018
angekündigtwordenwar,werde
sie nun spätestens 2027 erwar-
tet. 13 Jahre nach dem ersten
Spatenstich.

US-Sanktionen bedrohen
WalliserMega-Bauprojekt

Russengelder in Crans-Montana 500Millionen Frankenmuss eine russische Familie aufbringen, um ihren Luxuskomplex
fertigzustellen. Doch jetzt gerät das Finanzimperium des Clans in das Visier vonWashington.

Evgeny Kogan führt das Familienunternehmen ALRV. Foto: Keystone
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Nadja Pastega

Mit Lesen, Schreiben und Rech-
nen ist es schon lange nichtmehr
getan.Schulenbekommen immer
mehr Aufgaben. Für die Schwei-
zer Maturitätsschulen liegt jetzt
derEntwurf füreinenneuenRah-
menlehrplanvor.Er ist 136 Seiten
lang. In einer früheren Version
waren es sogar 400 Seiten.

Neu wird das Fach «Bildung
für Nachhaltige Entwicklung»
(BNE) verankert. Oberstes Ziel
laut Lehrplan: die «Transforma-
tion in eine nachhaltige Gesell-
schaft». Dabei gehe es nicht nur
um den Schutz des Klimas und
der Biodiversität, sondern es
sollen auch «Rassismus, soziale
und wirtschaftliche Ungerech-
tigkeiten oder unfaireVerteilun-
gen zwischen den Geschlech-
tern» bekämpft werden.

Gegen diese Ziele für eine ge-
rechteWelt kann niemand etwas
haben. Die Frage ist aber, wie
diese erreicht werden sollen –
undwie das an den Schulen um-
gesetzt wird. Und hier beginnen
für Alain Pichard, Mitglied der
Grünliberalen im Berner Kan-
tonsrat und bis zu seiner Pensi-
onierung der bekannteste Leh-
rer der Schweiz, die Probleme.

«Die Aufgabe der Schule ist es,
Wissen zu vermitteln, um die
Schülerinnen und Schüler dazu
zu befähigen, sich im Sinne von
mündigen Bürgern ein eigenes
Urteil zu bilden», sagt Pichard.
Stattdessen würden im neuen
Lehrplan Haltungen als Kompe-
tenzendefiniert, die beurteilt und
benotetwerdenmüssten. «Damit
entwickelt sich unser Bildungs-
system in eine gefährliche Rich-
tung, die in eine totalitäre Umer-
ziehung münden kann.»

Floskeln wie in einem
Parteiprogramm
An den Schulen gilt ein Indoktri-
nationsverbot, Lehrerinnen und
Lehrer dürfen den Schülern ihre
Meinung nicht aufzwingen. Zu-
dem müssen sie politische The-
men kontrovers behandeln. Es
müssen also gegensätzliche Po-
sitionen behandelt werden.

Doch der Gymi-Lehrplan ist
durchdrungen von politischen
Botschaften und bestimmten
Themen – anderes wird einfach
weggelassen. So sollen die Schü-
ler und Schülerinnen zum Bei-
spiel über den Treibhauseffekt
und die Sonnenenergie reflek-
tieren. Atomenergie wird nicht
erwähnt.

Der Lehrplan ist durchsetzt mit
Floskeln, die eher an ein Partei-
programm als an objektive The-
menfelder erinnern: «gerechte
Gesellschaft», «planetare wie
auch soziale Belastungsgren-
zen», «intra- wie auch inter
generationelle Gerechtigkeit»,
«Menschen aller Geschlechter-
identitäten», «ganzheitlich»,
«transformativ», «sozialökologi-
sche Transformation».

In der Anhörung zum neuen
Rahmenlehrplan äusserten sich
einige Kantone kritisch zumFach
BNE. «Es handelt sich offensicht-
lich um eine politischeAgenda»,
hielt Luzern fest. Die Bildungs-
direktion des Kantons Zürich
warnte, dass das Prinzip der po-
litischenNeutralität von Schulen
«nicht aktiv beeinflusst»werden
sollte, gewisse Formulierungen
seien daher «zu überprüfen».
Obwalden zieht das Fazit: «Zu
tendenziös formuliert.»Auch der
KantonAargau und die Schullei-
terkonferenz der ZürcherMittel-
schulen sind mit den BNE-Be-
stimmungen im neuen Lehrplan
«gar nicht einverstanden».

DasneueRegelwerk istTeil der
Reform «Weiterentwicklung der
gymnasialen Maturität», das die
Konferenz der kantonalen Erzie-

hungsdirektoren zusammenmit
dem Eidgenössischen Departe-
ment fürWirtschaft, Bildungund
Forschung auf denWeg gebracht
hat. Dabei geht es an sich darum,
den Matura-Abschluss schweiz-
weit vergleichbar zumachenund
die Studierfähigkeit sicherzu
stellen, damit Universitäten und
Hochschulen mit Aufnahmeprü-
fungen keine eigenen Eintritts-
hürden hochziehen.

«Es ist unbestritten, dass es
neuen Lehrplan braucht»
Lucius Hartmann, Präsident des
Vereins der Schweizer Gymnasi-
allehrerinnen und -lehrer, befür-
wortet die neuenRichtlinien: «Es
ist unbestritten, dass es einen
neuenLehrplanbraucht.Das,was
heute gilt, stammt aus dem Jahr
1994.» Die Gymnasien müssten
nicht nur für die Hochschulreife
ihrer Absolventen sorgen, son-
dern auch für eine «vertiefte Ge-
sellschaftsreife».Die nachhaltige
Entwicklung der Gesellschaft sei
in der Bundesverfassung vorge-
geben,«daher ist ihreVermittlung
in der Schule notwendig».

Erverweist auf eine Studie des
KantonsAargau,die ergebenhabe,
dass sich die Lehrpersonen in der
Schule mehrheitlich politisch

neutral verhielten. Diese Umfra-
ge gab derKanton inAuftrag, um
eine Maturarbeit von drei Gym-
nasiasten zukontern,die aufzeig-
te, dass unter den Lehrern ein
«Linksdrall» herrscht. Der Kan-
ton vermarktete das Studiener-
gebnis als Persilschein. Doch in
derStudie kamauchheraus,dass
sichviele SchülerinnenundSchü-
ler aufgrund ihrer politischen
Einstellung benachteiligt fühlen.

Bereits der Begriff «vertiefte
Gesellschaftsreife» sorgt für Kri-
tik. «Was heisst das denn?», fragt
Mario Andreotti, Germanist und
Historiker. «Dass ich mich auf
der Strasse festklebe für den
Klimawandel?» Er unterrichtete
38 Jahre an Gymnasien und ist
Verfasser des Buchs «Eine Kul-
tur schafft sich ab», das kritisch
auf die Schulreformen der letz-
ten Jahre eingeht.

Politik delegiert Konflikte
an die Schulen
«Aus der Formulierung in der
Bundesverfassung lässt sich kein
Erziehungsauftrag für die Schu-
len ableiten», sagt Bildungspoli-
tiker Pichard. Eine gerechteWelt
sei schon immer ein hehres Ziel
gewesen, bei dem sich wirt-
schaftliche und andere Interes-

sen gegenüberstehen würden.
«Es gibt den Trend, dass die Po-
litik diese Konflikte an die Schu-
len delegiert», sagt Pichard. «Die
Schulen werden zunehmend
ideologisch durchtränkt.»

Auch die Sprache des neuen
Lehrplans wird kritisiert. Da ist
die Rede von Interdisziplinarität
und Transdisziplinarität, von
transversalem Unterricht und
transversalen Kompetenzen,von
transversalem Einbezug der
Digitalität, von curricularen Pri-
mär- und Sekundärstrukturen.
Oder konkret: «Fachlicher und
überfachlicher Kompetenzer-
werb aus einer transversalen
Sicht erfolgt dann, wenn didak-
tisch domänenspezifisches und
-übergreifendesWissen zumEr-
kennen von Zusammenhängen
und zur Lösung von fachlichen
wie gesellschaftlichen Proble-
men in relevanten Funktionsbe-
reichen angewendet wird.»

«Fachchinesisch» nennt es
Andreotti. «Neusprech aus den
pädagogischenMode-Laborato-
rien», sagt Pichard dazu.

Für die Umsetzung des Rah-
menlehrplans, der im August in
Kraft tritt, sind nun die Kantone
zuständig.Das Regelwerk gilt für
alle Gymnasien in der Schweiz.

«Die Schulenwerden ideologisch durchtränkt»
Schulfach «Nachhaltige Entwicklung» Klima, Gender, Rassismus: Der neue Rahmenlehrplan für Gymnasien will

die Welt verbessern. Kritiker warnen vor Indoktrination, einige Kantone üben bereits Opposition.

Wenn Kinder sich als altkluge
Erwachseneverkleiden,darf eine
Brille vorn auf der Nasenspitze
nicht fehlen. Sie schauen dann
schnippisch oberhalb derBrillen-
gläser durch, was zugleich le-
benserfahrenwirkt –Weitsichtig-
keit ist eine Alterserscheinung –,
aber auch etwas trottelig.

Mit einer solchen Brille er-
schien in der SRF-«Tagesschau»
vomFreitagabend auchModera-
tor Florian Inhauser. Der 56-Jäh-
rige hatte sie so weit vorne auf-
gesetzt, dass es anfangs tatsäch-
lich wie ein Scherz wirkte.

Doch InhausersAuftrittwarnicht
der Fasnacht geschuldet, son-
dern einer Panne im Studio,wie
er gleich zu Beginn klarstellte.
«Ja, meine Damen und Herren,
das ist erstens eine Kameraein-
stellung, die Sie nicht gewohnt
sind, wir auch nicht, und es ist
einModeratormit Lesebrille auf
der Nase», sagte er. «Das hat
mehrere Gründe, aber die kann
man zusammenfassen: DieTech-
nik, die will nicht so, wie wir
wohl wollen.» Selbst in dieser
Notsituation betonte er jeden
Satz so schwungvoll,wieman es

von Inhauser gewohnt ist – als
trage er ein Gedicht vor.

Als Schlussbouquet
ein Inhauser-Reim
DerAusfall derTechnik hatte zur
Folge, dass der grosse Bildschirm
im Studio ausfiel, keine Live-
schaltungen zu Korresponden-
ten möglich waren und vor al-
lem: dass der Moderator ohne
Teleprompter auskommen und
die Nachrichtenwie anno dazu-
mal ab Blatt lesen musste.

Laut SRF erfuhr Inhauser erst
eine halbe Stunde vor Beginn,

was ihn erwartete. Ihmblieb also
nurwenig Zeit – und offensicht-
lich schaffte er es auch nicht
mehr, seine grosse schwarze Le-

sebrille durch ein weniger auf-
fallendes Modell zu ersetzen.

Bei Pannen dieser Art haben
Moderatoren zwei Möglichkei-
ten: So tun, als ob nichts wäre –
oder das Problem ständig zu be-
tonen. Inhauser entschied sich
für die zweite Variante.Was sich
als unnötig erwies. Kaum hatte
man sich an die Brille gewöhnt,
war die Sendung gar nicht mehr
so anders.

Inhauser beherrschte das Le-
sen ab Blatt fast tadellos, den
grossen Bildschirm hinter ihm
vermisste niemand – ebenso

wenig die oft bemühten Livege-
spräche mit den eigenen Korre-
spondenten. Per Unfall hat die
«Tagesschau» hier vielleicht
sogar ein attraktiveres Format
gefunden.

Inhauser verabschiedete sich
wie immer mit wohlformulier-
ten Worten: «Ja, meine Damen
und Herren, das war eine aus
gesprochen holprige ‹Tages-
schau›.» Und reimte: «Bei der
‹Tagesschau› steht sehrviel still,
wenn die Technik nicht will.»

Rico Bandle

Panne bei der «Tagesschau» – und der Moderator greift zur Lesebrille
Denkwürdiger Auftritt In der Hauptausgabe am Freitag auf SRFmusste Florian Inhauser die Nachrichten wie früher vom Blatt lesen.

Befürwortet
die neuen
Richtlinien:
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Kritisiert
den neuen
Lehrplan:
Alain Pichard,
pensionierter
Lehrer.

Meisterte die Sendung tadellos:
Florian Inhauser. Foto: Screenshot SRF


